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Senatsverwaltung für  
Integration, Arbeit und Soziales Berlin, den 28. Mai 2021 
 9(0)28-1225 
-III A 1.9- Kristin.Fründ@senias.berlin.de 
 
 
 
 
 

An die 
Vorsitzende des Hauptausschusses 
über 
den Präsidenten des Abgeordnetenhauses 
über 
Senatskanzlei – G Sen –  
 
 
 
Thema   Vierteljährlicher Bericht zur Flüchtlingsunterbringung – 1. Quartal 
   Fragen zum Bericht durch die Fraktion der CDU 
 
 
Rote Nummer: 0316 Q 
 
Vorgang: 90. Sitzung des Hauptausschusses vom 12.05.2021 
 Fragen zum Bericht durch die Fraktion der CDU 
 
Ansätze: entfällt 
 
Gesamtkosten: entfällt 
 
 
Zwischenbericht 
 
 
Der Hauptausschuss hat in seiner oben bezeichneten Sitzung Folgendes beschlossen: 
 
„Die Fraktion der CDU hat folgende Fragen m. d. B. um schriftliche Beantwortung eingereicht: 
 

1. Nach welchen Kriterien erfolgt die Zuteilung zu den jeweiligen Flüchtlingsunterkünften, 
die letztlich auch die Auslastung der Unterkünfte beeinflusst?  

2. Wie kommen die teilweise hohen Unterschiede bei den Bau- bzw. Mietkosten der 
Flüchtlingsunterkünfte zu Stande? Bitte die Kostenberechnung für alle MUF Standorte, 
für die ab 1.1.2017 Baubeginn gewesen ist darlegen.  

3. Welche Vorgaben gibt es auf Grund von Paragraph 246 BGB für die Belegung, Art und 
Dauer der Nutzung der jeweiligen Standorte?  

4. Welche stadtplanerischen Bewertungen wurden für die Einpassung der jeweiligen MUF 
Standorte vorgenommen, wie wurde die Nachbarschaft beteiligt und welche Bedenken 
wurden vorgetragen?  

5. Wie rechtfertigt der Senat das weitere außer achtlassen stadtplanerischer Grundsätze 
und das Aushebeln des bezirklichen B-Planungs- und genehmigungsrechts für die 
weiter in Planung befindlichen MUFs? Welche Rechtsgutachten gibt es Seitens des 
Senats dafür (bitte beifügen)?“ 

 
Der Hauptausschuss wird um Fristverlängerung bis zum 11. August 2021 gebeten. 
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Begründung: 
 
Die erforderlichen umfangreichen Zulieferungen konnten in der kurzen Frist nicht erfolgen. 
Es wird daher um Fristverlängerung bis zur nächsten Sitzung am 11. August 2021 gebeten. 
 
 
 
 
Elke B r e i t en b a c h 
_____________________________ 
Senatorin für  
Integration, Arbeit und Soziales 
 




